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Pressemitteilung




Änderungen beim Mietrecht: Justizminister legt Referentenentwurf vor
Mietspiegel wird aufgewertet

Recklinghausen, Mai 2016 – Bundesjustizminister Heiko Maas hat einen Gesetzentwurf für weitere Änderungen im Mietrecht vorgelegt. Diese befassen sich auch mit der ortsüblichen Vergleichsmiete, den Mietspiegeln. Doch was soll sich hier genau ändern?
Eigentlich sollte der Gesetzesentwurf bereits im Herbst 2015 vorgelegt werden, nunmehr liegt zumindest ein Referentenentwurf für die jetzt geplanten Änderungen vor. Neben Kündigungsmodalitäten, altersgerechten Umbauten und Wohnflächenberechnungen geht es auch um die ortsübliche Vergleichsmiete bzw. die Mietspiegel. „Geplant ist, dass der Erhebungszeitraum der veränderten Mieten zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete ausgeweitet werden soll“ so Claus O. Deese, Geschäftsführer des Mieterschutzbund e.V. „Derzeit sind es nur vier Jahre, zukünftig sollen es acht Jahre sein, geplant waren allerdings zehn Jahre. Sinnvoller wäre es aber, dass sämtliche Mieten zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete herangezogen werden würden.“
Der Mietspiegel

Der Mietspiegel ist die Übersicht über die ortsübliche Vergleichsmiete im frei finanzierten Wohnungsbau einer jeweiligen Stadt bzw. Gemeinde. Er wird in der Regel von den Städten und Kommunen zusammen mit Eigentümer- und Mieterverbänden erstellt und meistens dafür genutzt, Mieterhöhungen zu begründen. „Auffällig ist, dass die meisten Mietspiegel bislang nie nach unten korrigiert wurden“ bemerkt Deese. „Selbst dann nicht, wenn eine Stadt oder Gemeinde über einen längeren Zeitraum viele Leerstände aufwies und die ortsübliche Vergleichsmiete hätten sinken müssen.“ Aufgrund des Referentenentwurfs sollen die Mietspiegel nun aufgewertet werden, vor allem die qualifizierten Mietspiegel. Die Anforderungen daran sollen konkretisiert und die qualifizierten Mietspiegel daraufhin künftig vor Gericht wie ein Sachverständigengutachten angesehen werden. „Der Vorteil eines qualifizierten Mietspiegels besteht unter anderem darin, dass im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung Richter ohne Gutachtenerstellung über Mieterhöhungen urteilen können“ erklärt Claus O. Deese. 
Weitere Änderungen

Der Referentenentwurf sieht weitere Änderungen beim Mietrecht vor. So soll zukünftig bei Mieterhöhungen und Betriebskostenabrechnungen immer die tatsächliche Wohnfläche zugrunde gelegt werden und nicht eine fehlerhafte Flächenangabe im Mietvertrag. Altersgerechte Umbauten von Mietwohnungen sollen künftig als „Modernisierung“ deklariert werden können. Die Erhöhung der Modernisierung soll von elf auf acht Prozent der Modernisierungskosten pro Jahr sinken. Ebenfalls ändern soll sich die Rechtslage bei fristlosen und ordentliche Kündigungen bei einem Zahlungsverzug: Beides soll miteinander abgestimmt werden, so dass ein Mieter aufgrund seiner Mietnachzahlung die Kündigung heilen und eine Räumung damit noch verhindern kann. 
Zu wann die geplanten Änderungen in Kraft treten, ist noch offen. Das Gesetzgebungsverfahren steht am Anfang, und muss von den beteiligten Ministerien abgestimmt und der finale Entwurf anschließend vom Bundeskabinett beschlossen werden, bevor er in den Bundestag eingebracht wird. Dazu Claus O. Deese: „Es bleibt zu hoffen, dass die positive Tendenz dieses Referentenentwurfs erhalten bleibt und nicht durch die vielen Gremien, die er durchlaufen muss, noch weiter verwässert wird.“ 
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